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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zu der dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 2003 
- Drucksachen 15/150 Anlage, 15/402, 15/562, 15/572, 15/573 (neu), 15/574 - 

hier: Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag steht fest: 

Der Bundeswehr ist von der Regierungskoalition durch massive Kürzungen im 
Verteidigungshaushalt schon in der vergangenen Wahlperiode das finanzielle 
Fundament entzogen worden. Auch im Verteidigungsetat 2003 sind weitere 
Kürzungen beschlossen worden oder stehen im Laufe des Haushaltsvollzugs 
bevor. Die langfristige Modernisierung der Bundeswehr und eine Anpassung 
ihrer Ausrüstung an die Herausforderungen der Zukunft sind mit diesem Vertei- 
digungshaushalt und der für die nächsten vier Jahre festgeschriebenen Finanz- 
planung nicht möglich. Durch Besoldungserhöhungen und die Inflation sinkt 
der Verteidigungsetat im Finanzplanungszeitraum real weiter ab. Die Bundes- 
wehr ist nur noch bedingt bündnis- und einsatzfähig. 

Auch die Gesellschaft für Entwicklung, Beschaffung und Betrieb mbH (GEBB) 
hat bislang keinerlei finanzielle Unterstützung durch Verkäufe von Liegen- 
schaften etc. für den Einzelplan 14 erbracht. Von den eingeplanten Einnahmen 
und Effizienzgewinnen konnte bislang fast nichts realisiert werden. Da sich be- 
reits jetzt abzeichnet, dass auch in den kommenden Jahren keine nennenswer- 
ten Erfolge zu erwarten sein werden, ist die GEBB umgehend aufzulösen. 

Die Bundesregierung hat der Bundeswehr ungeachtet der drastischen Ausga- 
benkürzungen immer umfangreichere internationale Verpflichtungen aufgebür- 
det. Die im Rahmen des „Prague Capabilities Commitment“ der NATO ge- 
machten Zusagen zur Beseitigung ausrüstungstechnischer Defizite und die 
Zusagen für die Aufstellung der NATO Response Force sowie die Bereitschaft 
zur Herstellung einer Europäischen Verteidigungsfähigkeit im Rahmen der 
„European Headline Goals“ sind deshalb nicht oder nur mit erheblicher Zeit- 
verzögerung einzuhalten. Das internationale Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland ist dadurch erheblich beschädigt, und die Handlungsfähigkeit der 
Bundeswehr ist nicht mehr gewährleistet. Deshalb sind zusätzliche Mittel erfor- 
derlich, um neben der soliden Finanzierung von neuem Material und Ausrüs- 
tung für die Bundeswehr die erkannten Fähigkeitslücken der Bundeswehr 
schneller als bisher geplant schließen zu können. Dabei sind die Prioritäten auf 
die Modernisierung der Führungs- und Aufklärungsfähigkeit, die Beschaffung 
von Präzisions- und Abstandswaffen, den zusätzlichen Aufbau von Verlege- 
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und Transportfähigkeiten, den Schutz vor bemannten und unbemannten Luftan- 
griffsmitteln und die Modernisierung der Seestreitkräfte zu legen. Darüber hin- 
aus muss der Investitionsstau im Infrastrukturbereich, vor allem bei den Ausbil- 
dungseinrichtungen der Bundeswehr, endlich aufgelöst werden. 

Die sog. Reform der Bundeswehr ist schon heute in wesentlichen Punkten ge- 
scheitert. Das Vertrauen der Soldatinnen und Soldaten sowie der zivilen Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter der Bundeswehr in die politische Führung schwin- 
det zunehmend. Resignation und Motivationsverlust prägen den Alltag in der 
Bundeswehr. Es ist nur der bemerkenswerten Disziplin unserer Soldatinnen und 
Soldaten zu verdanken, dass sie in Anbetracht von Standortschließungen, 
Funktionsverlusten und Fähigkeitsabbau weiterhin hervorragende Leistungen 
im In- und Ausland erbringen. 

II. Vor diesem Hintergrund fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregie- 
rung auf, 

1. die Gesellschaft für Entwicklung, Beschaffung und Betrieb mbH (GEBB) 
umgehend aufzulösen und deren Aufgaben auf die entsprechenden Bereiche 
der Bundeswehrverwaltung bzw. der sonstigen Bundesverwaltung zurück- 
zuverlagem; 

2. den Einzelplan 14 für das Haushaltsjahr 2003 deutlich um mindestens 500 
Mio. Euro aufzustocken und die zusätzlichen Mittel neben der soliden 
Finanzierung von neuem Material und Ausrüstung für die Bundeswehr zur 
beschleunigten Behebung der festgestellten Fähigkeitslücken im Rahmen 
des NATO „Prague Capabilities Commitment“ und der „European Headline 
Goals“ auch zur Behebung des Investitionsstaus im Infrastrukturbereich der 
Bundeswehr einzusetzen. Dabei soll das Ziel anvisiert werden, einen investi- 
ven Anteil von ca. 30 v. H. im Verteidigungshaushalt zu erreichen. 

Berlin, den 17. März 2003 

Dr. Angela Merkel, Michael Glos und Fraktion 
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